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Die weitere Entwickiung der 
gemeinsamen Verkehrspoiitik 


Vorwort 

1 . Es ist an der Zeit, der weiteren Entwicklung der 
gemeinsamen Verkehrspolitik einen neuen Anstoß 
zu geben. 

Seit der Ministerrat in den Jahren 1965 und 1967 
allgemeine Orientierungslinien beschlossen hat, ha- 
ben sich wesentliche Entwicklungen vollzogen, und 
zwar in der Wirtschaftsstruktur, in der geographi- 
schen Ausdehnung und im Hinblick auf die gesell- 
schaftspolitischen Anforderungen. Bedeutsame Ver- 
änderungen haben sich in der Verkehrs Wirtschaft 
ergeben. Die Erweiterung der Gemeinschaft hat für 
die Arbeiten im Bereich der Verkehrswirtschaft neue 
Dimensionen gebracht. Das gilt sowohl im Innern ~ 
angesichts der Verlagerungen von Verkehrsströmen 
und angesichts der Veränderungen in der Techno- 
logie der Verkehrswirtschaft - als auch gegenüber 
Drittländern. Zur Verwirklichung der insbesondere 
durch die Gipfelkonferenz im Oktober 1972 vorge- 
zeichneten Ziele muß die gemeinsame Verkehrs- 
politik einen wesentlichen Beitrag leisten. In diesen 
Zielen wird dem Faktor Lebensqualität, der Raum- 
ordnung und dem Umweltschutz eine immer größere 
Bedeutung eingeräumt. 

Die gemeinsame Verkehrspolitik hat in den letzten 
Jahren keine wesentlichen Fortschritte erzielt. Ihre 
Weiterentwicklung wurde dadurch gehemmt, daß in 
bestimmten Zeitabständen lediglich partielle und 
begrenzte Maßnahmen ergriffen wurden, die aus 
dem Komplex der Gesamtvorschläge der Kommis- 
sion herausgelöst waren. Im Gegensatz dazu muß 
die Gemeinschaft für die Zukunft eine Gesamtkon- 
zeption erarbeiten, die ihr die Möglichkeit bietet, 
den Erfordernissen des Wandels von Gesellschaft 
und Wirtschaft auf mittlere und lange Sicht zu ent- 
sprechen. 

2 . Die wesentliche Grundidee für eine Konzeption 
der gemeinsamen Verkehrspolitik, wie sie die Kom- 
mission bereits in ihrem Memorandum von 1961 
herausgearbeitet hat, bestand darin, daß man den 
Verkehrsunternehmern wie auch den Verkehrs- 
nutzern die Vorteile des Wettbewerbs zuteil wer- 
den lassen wollte. Die bisher vorgeschlagenen Maß- 
nahmen, die allerdings nur teilweise angenommen 
wurden, sollen diese Zielsetzung verwirklichen. 
Einige dieser Maßnahmen dienen der Annäherung 
der Wettbewerbsbedingungen zwischen den Ver- 
kehrsuntemehmen und den Verkehrsträgern. 

Andere dienen der organisatorischen Gestaltung des 
Verkehrsmarktes, wobei die Regeln für den Funk- 
tionsablauf dieses Marktes soweit wie möglich den 


marktwirtschaftlichen Regeln angenähert werden 
sollten. 

Diese Konzeption muß jetzt vervollständigt und er- 
weitert werden, um die gegenwärtige Ökonomische 
und politische Entwicklung zu berücksichtigen, die 
unter anderem dadurch gekennzeichnet ist, daß in 
den verschiedenen Gemeinschaftsbereichen eine 
Strukturpolitik erarbeitet wird. Es kommt darauf an, 
daß auch die gemeinsame Verkehrspolitik ihren 
Beitrag zur Verwirklichung solcher strukturpoliti- 
schen Konzeptionen leistet. 

3 . Dem Rat wurde bereits ein Arbeitsdokument der 
Dienststellen der Kommission^) übermittelt. Dieses 
sollte die Grundlage für einen Dialog mit dem Rat 
bilden, um die Funktion der gemeinsamen Verkehrs- 
politik in der erweiterten Gemeinschaft zu präzisie- 
ren. Heute legt die Kommission eine Mitteilung 
über die Ziele und Maßnahmen vor, die nach ihrer 
Auffassung unerläßlich sind, wenn die Verkehrs- 
wirtschaft den Erfordernissen der neuen Wirtschafts- 
einheit entsprechen soll. 

4 . Die Kommission stellt fest, daß zur Zeit erheb- 
liche Interessen- und Meinungsverschiedenheiten 
bestehen. Sie ist der Ansicht, daß ein Dialog zwi- 
schen den Gemeinschaftsinstitutionen zunächst auf 
Ratsebene und dann im Rahmen eines Gedanken- 
austausches mit dem Europäischen Parlament, dem 
Wirtschafts- und Sozialausschuß und dem Beraten- 
den Verkehrsausschuß (Artikel 83) dazu dienen 
könnte, diese Schwierigkeiten zu beheben. 

Zweckmäßig erscheint der Kommission ein solcher 
Dialog und Gedankenaustausch zur Erlangung der 
Informationen, die erforderlich sind, um den Inhalt 
und die Prioritätsskala der zu ergreifenden Maßnah- 
men festzulegen. Die Kommission beabsichtigt, dem 
Rat Vorschläge im Sinne der Zielsetzungen und 
langfristigen Orientierungslinien sowie des kurzfri- 
stigen Aktionsprogramms, die in der vorliegenden 
Mitteilung formuliert sind, zu unterbreiten. 

Außerdem sollte der Rat seinerseits sobald wie 
möglich die Maßnahmen annehmen, bei denen die 
Vorarbeiten weit genug fortgeschritten sind. 

5 . In der vorliegenden Mitteilung werden zunächst 
in einem ersten Teil die Veränderungen geschildert, 
die sich auf dem Verkehrssektor und in der gesell- 
schaftlichen Entwicklung ergeben haben (Kapitel I). 
Weiter werden die Ziele, die die gemeinsame Ver- 
kehrspolitik erreichen soll (Kapitel II) sowie die 
Aufgaben, die dabei der öffentlichen Hand zukom- 
men (Kapitel III), auf geführt und ein gemeinschaft- 
liches Verkehrssystem, das den Anforderungen der 
Wirtschaftsunion gerecht wird (Kapitel IV), Um- 
rissen. In einem zweiten Teil wird ein Arbeitspro- 
gramm formuliert (Kapitel V). 


1) Dok. KOM(73) 850 vom 30, Mai 1973 
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Erster Teil: Analyse, Ziele und Instrumente 

KAPITEL I 

Die Entwicklung des Verkehrssektors 

A. Der gegenwärtige Expansionstrend im Verkehr 

6 . Der Anteil der Verkehrswirtschaft der Gemein- 
schaft am Bruttosozialprodukt macht etwa 6 v. H, 
(für Verkehrs- und Nachrichtenwesen) aus gegen- 
über beispielsweise 5 v. H. bei der Landwirtschaft 
Berücksichtigt man auch den Werksverkehr sowie 
den Verkehr mit Personenkraftwagen, so gelangt 
man zu annähernd 15 v, H. 

Der Anteil der Verkehrsinvestitionen an den Ge- 
samtinvestitionen der Unternehmen läßt sich für die 
erweiterte Gemeinschaft auf 15 bis 20 v. H. schätzen; 
40 V. H. der Bruttoanlageinvestitionen der öffentli- 
chen Hand entfallen auf den Verkehr. Der Prozent- 
satz der Aufwendungen der öffentlichen Hand für 
die Verkehrsinfrastruktur hat sich von 1960 bis 1970 
verdoppelt. 

Für die neun Mitgliedstaaten läßt sich der Anteil 
des Verkehrs am Energieverbrauch auf 16 v. H. 
schätzen (davon entfallen 13 v. H. allein auf die 
Straße). 

Man kann die Gesamtzahl der in der Verkehrswirt- 
schaft der neun Mitgliedstaaten beschäftigten 
Arbeitskräfte auf mehrere Millionen veranschlagen; 
allein 1,3 Millionen sind bei den Eisenbahnen be- 
schäftigt. 

7 . Die Entwicklung der Verkehrswirtschaft war in 
den vergangenen zehn Jahren durch eine erhebliche 
Expansion gekennzeichnet. Das gesamte Güterver- 
kehrsvolumen innerhalb der Sechser-Gemeinschaft 
hat sich zwischen 1963 und 1970 um 42 v. H. ausge- 
dehnt. 

Der gesamte nationale Binnengüterverkehr in den 
sechs Mitgliedstaaten läßt sich für 1970 auf mehr als 
6 Milliarden Tonnen schätzen. 

Hinzu kommt noch für das gleiche Jahr eine Binnen- 
transportleistung bei den Mineralölfernleitungen, 
die mehr als 95 Millionen Tonnen beträgt. 

Der Verkehr mit Personenkraftwagen in den neun 
Ländern dürfte sich während dieses Zeitraumes 
nahezu verdoppelt und 1970 annähernd 1000 Mil- 
liarden Personenkilometer erreicht haben. Gleich- 
zeitig hat sich der Kraftwagenbestand ebenfalls ver- 
doppelt; die Zahl von 55 Millionen Fahrzeugen 
wurde überschritten, was bedeutet, daß ein Fahr- 
zeug auf je 4,5 Personen entfällt. 

Demgegenüber hat die gewerbliche Personenbeför- 
derung, mit Ausnahme des Luftverkehrs (bei dem 
die Personenkilometerleistung zwischen 1963 und 
1971 eine Steigerung um 163 v. H. erfuhr), praktisch 
keinerlei Zunahme zu verzeichnen. 

Es besteht eine Tendenz zur Individualisierung der 
Verkehrsleistung, d. h. zum Übergang vom öffent- 
lichen Verkehr auf den Individualverkehr. Dies hat 
weitgehend dazu beigetragen, daß der Anteil des 


Verkehrs- und Nachrichtenwesens am privaten Ver- 
brauch innerhalb der Sechser-EWG von 8,5 v. H. im 
Jahre 1961 auf 11 v. H. im Jahre 1971 angestiegen 
ist. 

8 . Die Verkehrs Wirtschaft hat sodann einen erheb- 
lichen Beitrag zur wachsenden Verflechtung der na- 
tionalen Volkswirtschaften innerhalb der Gemein- 
schaft geleistet. Der Handelsaustausch zwischen den 
Mitgliedstaaten hat sich (in laufenden Preisen ge- 
rechnet) seit 1957 versiebenfacht; der Anteil des 
Handelsaustauschs am Bruttosozialprodukt stieg im 
gleichen Zeitraum von 4,24 v. H. auf 8,82 v. H. 

Der grenzüberschreitende Güterverkehr zwischen 
den sechs Mitgliedstaaten zu Lande und zur See 
erreichte im Jahre 1970 342 Millionen Tonnen, und 
zwischen den Neun etwa 420 Millionen Tonnen; die 
durchschnittliche jährliche Wachstumsrate im Zeit- 
raum 1963 bis 1970 lag bei 10 v. H. 

Weiter ist für 1970 ein grenzüberschreitender Ver- 
kehr über Mineralölleitungen von etwa 71 Millionen 
Tonnen Rohöl zwischen den sechs Ländern zu ver- 
zeichnen. 

9 . In der Bilanz der Verkehrsentwicklung in den 
vergangenen Jahren dürfen jedoch die schweren 
Verluste an Menschenleben und die gesamtgesell- 
schaftlichen Kosten dieser Expansion nicht über- 
sehen werden. 

Insbesondere im Straßenverkehr war eine der 
Folgen dieser Expansion, daß in den neun EWG- 
Mitgliedstaaten in Straßenverkehrsunfällen jährlich 
60 000 Personen getötet und anderthalb Millionen 
verletzt wurden. 

Unabhängig von den Umweltproblemen sind die Be- 
lastungen für die Allgemeinheit zur Bewältigung des 
Bedarfs im öffentlichen Massenverkehr ständig ge- 
wachsen. So betrug beispielsweise die Summe der 
Gesamtdefizite der nationalen Eisenbahnen der 
Sechs im Jahre 1971 unter Außerachtlassung der be- 
triebsfremden Lasten, die vom Staat zu tragen sind, 
1,4 Milliarden Rechnungseinheiten. Das bedeutet 
eine Verzehnfachung der Betriebsdefizite von 1960. 

B. Betraditungen über die künftige Entwicklung 

10 . Die Faktoren, die der Expansion des Verkehrs- 
sektors zugrunde liegen, dürften auch in den kom- 
menden Jahren weiter von entscheidendem Einfluß 
bleiben. Dies gilt zunächst für die quantitativen Fak- 
toren, wie beispielsweise das Wachstum des Brutto- 
sozialprodukts und die wachsende Verflechtung der 
Volkswirtschaften innerhalb der EWG. Das gleiche 
gilt aber auch für die qualitativen Faktoren, zum 
Beispiel insoweit, als die Verkehrsnutzer den 
Wunsch haben, daß die Verkehrsbedienung ständig 
verbessert und immer stärker an den persönlichen 
Bedarf angepaßt wird, und für die Entwicklung 
neuer verkehr stechni scher Verfahren. 

11 . Es gibt jedoch auch gewisse Faktoren, die es 
fragwürdig erscheinen ließen, wollte man sich mit 
einer bloßen Extrarelation der in den vergangenen 
Jahrzehnten festgestellten Tendenzen begnügen. 

a) Die Probleme des Wachstums 
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12. Die Expansion der Verkehrswirtschaft zeigt 
zwar bestimmte positive Aspekte, aber dieses 
Wachstum muß in den Gesamtrahmen des gesell- 
schaftlichen Wohlergehens eingeordnet werden. Das 
Wachstum stößt mehr und mehr an zwangsläufig 
bedingte Grenzen, die sich aus der ökonomischen 
und technischen Entwicklung in hochindustrialisier- 
ten und dichtbevölkerten Ländern ergeben. Konge- 
stionserscheinungen tendieren dazu, die Wirkungen 
von Kapazitätserweiterungen aufzuheben und die 
gesellschaftlichen Kosten unmäßig zu erhöhen. So- 
gar der Personenverkehr mit öffentlichen Verkehrs- 
mitteln entwickelt sich zum Teil zurück, wodurch die 
Sachlage noch verschlechtert wird. 

Die Naturressourcen (verfügbarer Boden, Energie) 
werden zunehmend knapper; dies verschärft die 
Konsequenzen von Verschwendungen, die sich aus 
einer schlechten Wahl zwischen verschiedenen tech- 
nischen Verfahren zur Deckung desselben Bedarfs 
ergeben können. Die Notwendigkeit, den Menschen 
einen wirksameren Umweltschutz (z. B. gegen Ver- 
schmutzung und Lärm) und bessere Sicherheitsvor- 
kehrungen zu gewähren, verursachen Kosten, die 
sehr häufig weit hinausgehen über die Vorteile, die 
der Verkehrsnutzer aus dem Vorhandensein der 
Verkehrsmittel zieht. 

Eine weitere Entwicklung der Verkehrswirtschaft 
ist unvermeidlich und unbedingt notwendig; aber 
die Formen dieser Entwicklung sollten doch für die 
Allgemeinheit möglichst wenig negativen Charakter 
tragen. 

b) Veränderungen in der ökonomischen 
Raumgestaltung 

13. Die geographische Gestaltung des Wirtschafts- 
raums Europas hat erhebliche Veränderungen erfah- 
ren; diese ergaben sich aus der Tatsache, daß man 
mehr und mehr auf eine Außenversorgung mit 
Naturressourcen zurückgreifen mußte (Erdöl, Eisen- 
erz, Nichteisenmetalle); es ist dies eine Tendenz, die 
durch das relative Absinken der Kosten im Massen- 
verkehr noch gefördert worden ist. 

Die Bedeutung der Bodenschätze im Erdteil selber 
ist für die Standortwahl der Industrie heute weniger 
entscheidend. Die Funktion der Verkehrswirtschaft 
als eines Faktors der regionalpolitischen Entwick- 
lung wurde dadurch besonders verstärkt, daß sich 
die Skala potentieller Industrialisierungsgebiete er- 
weiterte, wobei allerdings bedacht werden muß, daß 
diese Gebiete keineswegs immer mit den weniger 
entwickelten Regionen identisch sind. 

c) Neue Verkehrstechniken 

14. In dem Maße, in dem neue verkehrstechnische 
Verfahren entwickelt werden, erweist sich, daß eine 
harmonische Abstimmung der verschiedenen Teil- 
elemente eines integrierten Verkehrssystems immer 
schwerer zu verwirklichen ist. Zweifellos ist das 
Aufkommen verbesserter Techniken neben den be- 
reits bestehenden Verkehrsmitteln dazu geeignet, 
die Wahlmöglichkeiten des Verkehrsnutzers zu ver- 
größern. Gleichzeitig können sich aber damit die 
Stauungserscheinungen verschärfen, und es wird die 
zusätzliche Gefahr ausgelöst, daß Naturressourcen 


verschwendet werden. Es muß ein echtes komple- 
mentäres Ineinandergreifen zwischen den verschie- 
denen Verfahren erreicht werden, damit die immer 
größer werdende Vielzahl solcher neuen Techniken 
nicht auf der anderen Seite zur Folge hat, daß für 
die Gesamtgesellschaft lediglich geringfügige Vor- 
teile entstehen. Das Problem vom großräumigen 
Verkehr zum städtischen Verkehr bietet für diesen 
Gesamtkomplex ein Beispiel. 

C. Die verschiedenen Konzeptionen der nationalen 
Verkehrspolitik und die Erfordernisse 
der Wirtschaftsunion 

15. Die Mitgliedstaaten sind sich dieses Entwick- 
lungsprozesses durchaus bewußt. Sie haben damit 
begonnen, diesen Erscheinungen dadurch zu ent- 
sprechen, daß sie an eine Revision ihrer jeweiligen 
Verkehrspolitik herangegangen sind. In verschiede- 
nen Mitgliedstaaten arbeiten die Regierungen zur 
Zeit Projekte aus, die sich in diese Gesamtschau 
organisch einfügen. Soweit aber die öffentlichen In- 
stanzen ihre Eingriffe in die Verkehrswirtschaft 
lediglich auf der nationalen Ebene oder im bilatera- 
len Rahmen konzipieren, wird die Gefahr einer 
nationalen Abkapselung der verkehrswirtschaft- 
lichen Systeme verstärkt; eine solche Abkapselung 
besteht leider immer noch, obwohl 15 Jahre hin- 
durch der Versuch unternommen wurde, eine ge- 
meinsame Verkehrspolitik zu verwirklichen. 

16. Sicherlich sind Eingriffe der Öffentlichen In- 
stanzen im verkehrswirtschaftlichen Bereich notwen- 
dig. Aber bereits in der Vergangenheit ergaben sich 
doch Divergenzen bei den Eingriffen der öffentlichen 
Instanzen auf der nationalen Ebene, und daraus 
resultierte eine gewisse Starrheit der nationalen 
Systeme; dies hat die Autoren des EWG-Vertrages 
im Jahre 1957 dazu veranlaßt, die Verwirklichung 
einer gemeinsamen Verkehrspolitik im Rahmen des 
gemeinsamen Marktes vorzusehen. Leider sind je- 
doch die Zielsetzungen, die sich der Rat in den 
Jahren 1965 bis 1967 in Form eines Gesamtkom- 
plexes von Rahmenentscheidungen vorgezeichnet 
hat, nur in engen Teilbereichen verwirklicht worden. 

17. Die gemeinsame Verkehrspolitik sah vor, daß 
es sowohl innerhalb der einzelnen Binnenverkehrs- 
träger als auch zwischen diesen Verkehrsträgern zu 
einer Harmonisierung der Wettbewerbsbedingun- 
gen kommen sollte (insbesondere auf sozialem und 
fiskalpolitischem Gebiet); auf diesem Wege wollte 
man dann die Voraussetzungen dafür schaffen, daß 
eine gewisse Liberalisierung auf dem Verkehrs- 
markt erreicht werden könnte. Zwar sind nun eine 
ganze Reihe von Vorschlägen in dieser Richtung 
gemacht worden-, man hat jedoch bis zum heutigen 
Tage noch keine ausreichende Harmonisierung ver- 
wirklicht, die es den Mitgliedstaaten gestatten 
würde, einen bestimmten Grad der Marktliberali- 
sierung im Bereich desjenigen Verkehrsträgers 
durchzusetzen, in dem solche Maßnahmen als am 
dringlichsten erscheinen, nämlich im Bereich des 
Straßenverkehrs. 

18. Es genügt hier, auf die Situation hinzuweisen, 
wie sie im grenzüberschreitenden Straßenverkehr 
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zwischen den Mitgliedstaaten besteht. Je nach den 
einzelnen Relationen ist hier der gewerbliche Ver- 
kehr entweder frei oder einem Genehmigungsver- 
fahren mit oder ohne Kontingentierung unterwor- 
fen. Die Modalitäten für diese Genehmigungsverfah- 
ren sind je nach Relation verschieden (Gültigkeits- 
dauer, Möglichkeit einer Rückfracht usw.). Der inner- 
geinschaftliche Transitverkehr ist je nach den ein- 
zelnen Staaten noch keineswegs unter vergleich- 
baren Bedingungen sichergestellt. Der Werkverkehr 
ist teilweise frei, unterliegt aber auch teilweise 
einer Kontingentierung. Die Bestimmungen für den 
kombinierten Verkehr sind unzureichend ausgebaut 
und zwischen den Mitgliedstaaten nicht harmoni- 
siert. Es ist jedoch zu betonen, daß die gemeinsamen 
Regeln für den grenzüberschreitenden Verkehr und 
die Bedingungen für die Zulassung ausländischer 
Verkehrsunternehmer zum nationalen Binnenver- 
kehr in einem Mitgliedstaat nach Artikel 75 des 
Rom-Vertrages bereits im Verlauf der Übergangs- 
periode festgelegt werden sollten. 

19 . Somit läßt sich feststellen, daß die Bemühungen 
zur Ausschaltung von Behinderungen und zur Ver- 
wirklichung eines gemeinsamen Verkehrsmarktes 
nicht erfolgreich waren und daß die gemeinsame 
Verkehrspolitik sich in einer Sackgasse befindet. 

20. Damit der Verkehr zur weiteren Hebung des 
gesellschaftlichen Wohls in der Wirtschaftsunion 
wirksam beiträgt, muß ein Ausweg aus dieser Situa- 
tion gefunden werden. Durch Maßnahmen der ge- 
meinsamen Verkehrspolitik muß vermieden werden, 
daß rein nationale Aktionen - mögen sie auch noch 
so berechtigt erscheinen - dazu führen, daß die bis- 
herigen Hemmnisse, die einem Fortschreiten des 
wirtschaftlichen Integrationsprozesses entgegen- 
stehen, bestehen bleiben oder daß gar noch neue 
Hemmnisse dieser Art geschaffen werden. 

21 . Die Schwierigkeiten, die zu überwinden sind, 
um Wirtschaftswachstum und Lebensqualität in 
Übereinstimmung zu bringen, können nur auf der 
Ebene der Gemeinschaft eine wirksame und ökono- 
misch sinnvolle Lösung finden. Zum Beispiel kann 
die Schaffung eines Gemeinschaftsverkehrssystems 
einen Beitrag leisten zur Behebung von Konge- 
stionserscheinungen im Verkehr und zur Beseiti- 
gung der Konsequenzen, wie sie sich aus ungleich- 
gewichtigen Entwicklungen in wirtschaftsgeographi- 
scher Hinsicht ergeben haben. Insbesondere machen 
die neuen Verkehrstechniken, die Hochleistungs- 
bzw. Höchstgeschwindigkeitscharakter tragen, die 
Schaffung eines Netzes auf Gemeinschaftsebene un- 
bedingt notwendig. 

22 . Wenn diese neuen verkehrstechnischen Ver- 
fahren in ihrer Entwicklung zur vollen Wirksamkeit 
kommen sollen, damit auf diese Weise eine Komple- 
mentarität zwischen den verschiedenen Verkehrs- 
mitteln hergestellt wird, so ist es unbedingt not- 
wendig, daß man zu Gemeinschaftsentscheidungen 
im Bereich der Forschungsarbeit, der industriellen 
Herstellung und der Anlage solcher neuen verkehrs- 
technischen Einrichtungen gelangt. 

23 . Zusammenfassend ist zu sagen, daß der ge- 


meinsame Verkehrsmarkt nicht verwirklicht worden 
ist. Will man vermeiden, daß sich die Situation noch 
verschlechtert, dann muß die Gemeinschaft die Ziel- 
setzungen ihrer gemeinsamen Verkehrspolitik fest- 
legen. 


KAPITEL II 

Zielsetzungen und Aktionsbereich 
der gemeinsamen Verkehrspolitik 

A. Zielsetzungen einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik 

a) Der Vertrag von Rom “) 

24 . Nach dem Wortlaut der Artikel 3 e und 74 des 
Vertrages von Rom sind die allgemeinen Ziele des 
Vertrages im Rahmen einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik zu verfolgen. Damit wird erforderlich, eine 
Gemeinschaftsordnung für die Verkehrswirtschaft 
schrittweise einzuführen, die kohärenten Grundprin- 
zipien folgt und dazu geeignet ist, den Erforder- 
nissen der Wirtschaftsunion und der Gesellschaft zu 
den geringstmöglichen Kosten für die Allgemeinheit 
zu entsprechen. Von der Effizienz eines solchen 
Systems hängt die optimale Ausnutzung der Pro- 
duktionsfaktoren und die Weiterentwicklung unse- 
rer Gesellschaft in weitem Umfange ab, wobei diese 
Weiterentwicklung in dem Sinne erfolgen soll, daß 
die allgemeinen Lebens- und Beschäftigungsbedin- 
gungen der Völker eine Verbesserung erfahren®). 
Darüber hinaus bleiben die spezifischen Zielsetzun- 
gen des Titels „Verkehr'' im Vertrage von Rom 
(Artikel 75 bis 84) weiter die Grundlage für Maß- 
nahmen in diesem Bereich, wobei berücksichtigt 
werden muß, daß die allgemeinen Regeln des Ver- 
trages für alle verkehrswirtschaftlichen Bereiche 
gelten, soweit jedenfalls nicht ausdrücklich Aus- 
nahmen vorgesehen sind, und unter Vorbehalt der 
besonderen Regeln, die im Zusammenhang mit der 
Verwirklichung der gemeinsamen Verkehrspolitik 
erlassen werden. 

25 . Die Vertragsziele für den Verkehr sind noch 
nicht erreicht worden. Deshalb müssen die Maßnah- 
men der Gemeinschaft wie bisher die Hindernisse 
beseitigen, die der Freizügigkeit der Dienstleistun- 
gen im Verkehr entgegenstehen und auf eine Har- 
monisierung des Gesamtrahmens für die Tätigkeit 
der verschiedenen Verkehrsträger und Verkehrs- 
unternehmen hinwirken. Die Gemeinschaft muß im 
übrigen auch die Instrumente schaffen, die die Mög- 
lichkeit dazu bieten, in dringenden Fällen das 

2) Der Vertrag von Paris, mit dem die Montanunion ge- 
schaffen wurde, enthält ebenfalls Bestimmungen über 
den Verkehr (Artikel 70), allerdings allein unter dem 
Gesichtspunkt der Verkehrsnutzer; in diesem Ver- 
trage ist die Schaffung einer gemeinsamen Verkehrs- 
politik für den Bereich von Kohle und Stahl nicht 
vorgesehen. Allerdings wurden auf dem Verkehrsge- 
biet manche Ergebnisse wie etwa die durchgehenden 
Eisenbahntarife erzielt. 

3) Vgl. die Präambel des Vertrages 
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Marktgeschehen (z, B. durch Tarifsetzung und durch 
Kapazitätskontrolle) zu korrigieren. 

Diese Konzeption einer gemeinsamen Verkehrspoli- 
tik bedarf nun jedoch der Erweiterung. Wollte man 
sich damit zufrieden geben, nur für einen korrekten 
Funktionsablauf der Verkehrstätigkeit zu sorgen, so 
würde das nicht mehr ausreichen, um mit den Ent- 
wicklungsvorgängen fertig zu werden, wie sie im 
vorhergehenden Kapitel beschrieben wurden. Die 
öffentlichen Instanzen der Mitgliedstaaten und der 
Gemeinschaft müssen im Rahmen einer engen Zu- 
sammenarbeit dafür sorgen, daß die Mängel be- 
hoben werden, die man heute feststellen kann. 

26 . Es kann sich keineswegs darum handeln, die 
Orientierung der gemeinsamen Verkehrspolitik zu 
verwerfen, wie sie bis jetzt verfolgt worden ist. Das 
gilt insbesondere für den Grundgedanken, wonach 
die Marktwirtschaft als ein wirksames Instrument 
zur Allokation der Ressourcen angesehen wird. Es 
handelt sich vielmehr darum, diese Konzeption zu 
vervollständigen durch Orientierungslinien, die dar- 
auf abzielen, den Beitrag der Verkehrswirtschaft so 
zu gestalten, daß damit die Zielsetzungen erreicht 
werden, die die Staats- und Regierungschefs auf der 
Gipfelkonferenz in Paris im Oktober 1972 vorge- 
zeichnet haben. 

b) Beitrag der Verkehrspolitik zur Verwirklichung 
der Ziele der Gipfelkonferenz in Paris (Oktober 
1972) 

27 . Der Verkehrssektor muß seinen Beitrag zur 
allgemeinen Entwicklung im Rahmen der Leitlinien 
liefern, die wie folgt von der Gipfelkonferenz von 
Paris hervorgehoben wurden: 

— Stärkung der Gemeinschaft durch Schaffung einer 
Wirtschafts- und Währungsunion als Grundlage 
für den sozialen Fortschritt, wobei gleichzeitig 
die Disparitäten zwischen den einzelnen Regio- 
nen abzubauen sind; 

— Milderung der Unterschiede zwischen den 
Lebensbedingungen durch wirtschaftliches 
Wachstum (Verbesserung der Lebensqualität und 
Hebung des Lebensniveaus); 

— besondere Betonung der immateriellen Werte 
und Güter und des Umweltschutzes; 

— Förderung des internationalen Handelsaus- 
tausches mit allen Ländern unter Berücksichti- 
gung der Interessen der Entwicklungsländer. 

Die Staats- und Regierungschefs haben somit darauf 
hingewiesen, daß die Maßnahmen der Gemeinschaft 
stärker auf die menschlichen Erfordernisse der Be- 
völkerung in den Mitgliedstaaten abgestellt sein 
müssen. Das „menschliche Aussehen", das Europa 
erhalten soll, verstärkt also die sozio-ökonomische 
Bedeutung der Aktion der Gemeinschaft und ihrer 
Politiken, in denen sie zum Ausdruck kommen muß. 

Die gemeinsame Verkehrspolitik muß einen Faktor 
des sozialen Fortschritts darstellen, indem sie einer- 
seits unter gesamtgesellschaftlichen Gesichtspunk- 
ten die bestmögliche Deckung des Verkehrsbedarfs 
ermöglicht und andererseits zur Verbesserung der 
Lebens- und Arbeitsbedingungen der auf diesem 
Sektor beschäftigten Menschen beiträgt. 


28 . Die gemeinsame Verkehrspolitik soll somit 
dazu beitragen, diese allgemeinen Ziele zu er- 
reichen. Sie muß unter Wahrung ihres spezifischen 
Eigencharakters auf eine engere Verbindung mit 
den anderen Politiken der Gemeinschaft ausgerich- 
tet werden, durch die die gleichen Zielsetzungen ver- 
folgt werden. Die gemeinsame Verkehrspolitik muß 
genau so wie diese anderen gemeinsamen Politiken 
verwirklicht werden, um „unter Beachtung einer 
parallelen Entwicklung zwischen der währungspoli- 
tischen Integration und der Konvergenz der Wirt- 
schaftspolitiken und gemeinsamen Maßnahmen im 
regionalen, strukturellen und sozialen Bereich wei- 
ter durchzuführen ^), um vor allem einen besseren 
überregionalen Ausgleich zu erreichen. 

29 . In den nachstehenden Abschnitten werden be- 
stimmte Formen der Überschneidung mit anderen 
Politiken und Maßnahmen zur Strukturentwicklung 
in Form von Beispielen behandelt. Die Kommission 
ist noch nicht in der Lage, die Überschneidungen 
zwischen der gemeinsamen Verkehrspolitik und den 
anderen Formen der Strukturpolitik in allen Einzel- 
heiten näher darzutun. Für den Augenblick be- 
schränkt sie sich darauf, bestimmte allgemeine Ge- 
sichtspunkte zu formulieren und bestimmte Bei- 
spiele zu liefern. Auf jeden Fall kommt es darauf an, 
zu betonen, daß der Hauptbeitrag der Verkehrswirt- 
schaft zur Verwirklichung der Zielsetzungen der 
Gipfelkonferenz von Paris darin liegen muß, daß 
der Verkehr leistungsfähig ist und zu möglichst nied- 
rigen gesamtwirtschaftlichen Kosten abgewickelt 
wird. 

ba) Verkehr und Regionalpolitik 

30 . Die öffentlichen Investitionen in der Verkehrs- 
infrastruktur bilden eine notwendige Grundlage für 
die Weiterentwicklung der Strukturpolitik, insbe- 
sondere der Regionalpolitik und der Raumordnung. 
Eine gemeinsame Verkehrspolitik, die den Bereich 
der Infrastrukturinvestitionen umschließt, muß nicht 
nur zu einer Neubelebung der bisher benachteilig- 
ten Regionen beitragen, sondern auch mit dafür 
sorgen, daß eine Entballung in den übervölkerten 
Regionen stattfindet. 

Die Raumordnung läßt sich nicht einfach dadurch 
verwirklichen, daß man lediglich eine neue Definie- 
rung des Netzsystems vornimmt. Eine solche Raum- 
ordnung muß vielmehr über Finanzierungsmittel auf 
Gemeinschaftsebene verfügen. Vorschläge in diesem 
Sinne sind von der Kommission bereits vorgelegt 
worden®). Im übrigen muß das gemeinschaftliche 
Verkehrssystem ganz allgemein gesehen auch dazu 
beitragen, daß die Mobilität der Arbeitskräfte er- 
höht wird. 

Die Kommission erinnert daran, daß sie dem Rat ein 
Memorandum zur Verkehrswirtschaft als Aktions- 
instrument für die Regionalpolitik sowie zur Frage 
der Raumordnung auf der Ebene der Gemeinschaft 
vorgelegt hat; in diesem Memorandum ist eine 

4) Resolution des Rates und der Regierungsvertreter der 
Mitgliedstaaten vom 21. März 1972 (Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften Nr. C 38 vom 18. April 
1972). 

5) Dok. KOM(73) 1170 endg. vom 25. Juli 1973 
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detaillierte Beschreibung zu der Funktion des Ver- 
kehrs in diesem Bereich enthalten®). 

bb) Verkehr und Sozialpolitik 

31 . Unabhängig davon, daß gemeinsame Regeln 
für die Freizügigkeit der Arbeitnehmer in der Ge- 
meinschaft auch auf den Verkehr Anwendung finden 
müssen, stellen die Arbeitsbedingungen sowie die 
Frage der Zusammensetzung des Fahrpersonals für 
die Verkehrsmittel ein bedeutsames Element der 
Wettbewerbsbedingungen dar, das für die Kosten- 
entwicklung der Verkehrsunternehmen entscheidend 
ist Die Harmonisierung dieser Bedingungen auf der 
Grundlage des sozialen Fortschritts für die drei 
Bodenverkehrsträger stellt einen wesentlichen Bei- 
trag dar für den guten Funktionsablauf im gemein- 
samen Verkehrsmarkt. Für die Seeschiffahrt und für 
den Luftverkehr sowie im Bereich der Hafenwirt- 
schaft muß ebenfalls eine gewisse Harmonisierung 
der Arbeitsbedingungen ins Auge gefaßt werden. 

Die Wettbewerbsprobleme im Verkehr bergen in 
sich soziale Aspekte sowie auch Aspekte der Ver- 
kehrssicherheit; darüber hinaus wirken jedoch auch 
andere Probleme, die sich im Zusammenhang mit 
der Sozialpolitik im eigentlichen Sinne ergeben, auf 
die gemeinsame Verkehrspolitik ein. Die Sozialpoli- 
tik im Verkehr, die fn den Rahmen des sozialen 
Aktionsprogramms eingeordnet werden muß, er- 
streckt sich insbesondere auf die Bereiche der Be- 
schäftigung, der Arbeitsbedingungen, der Berufsaus- 
bildung und beruflichen Weiterbildung, der sozialen 
Sicherheit, der Arbeitssicherheit und der Arbeits- 
hygiene. 

Zu den Beschäftigungsfragen ist zu betonen, daß die 
technische Entwicklung im Verkehr und die Anpas- 
sung der einzelnen Unternehmen an diese Entwick- 
lung Probleme aufwerfen könnten, die im sozial- 
politischen Geiste und unter Respektierung des 
Rechtes auf Arbeit gelöst werden müssen. Gegebe- 
nenfalls wird der Sozialfonds vor allem durch Um- 
schulung eingreifen müssen, um eine Neueingliede- 
rung der Arbeitnehmer zu finanzieren. 

Sämtliche Zielsetzungen müssen verfolgt werden 
auf dem Wege über eine Abstimmung mit den 
Sozialpartnern. 

bc) Verkehr und Steuerpolitik 

32 . Im Rahmen eines gemeinsamen Systems der 
Tarifierung der Verkehrswegenutzung, wie es von 
der Kommission zur Verwirklichung vorgeschlagen 
ist*^), müssen die spezifischen Steuern in dem Um- 
fang, in dem ihre Aufrechterhaltung notwendig ist, 
in Instrumente einer solchen Tarifierung umgewan- 
delt werden. Soweit diese Steuern auf Nutzfahr- 
zeuge erhoben werden oder aber auf Treibstoffe, 
wie sie von diesen Nutzfahrzeugen verwendet wer- 
den, muß die Steuerstruktur wie auch das Niveau 
dieser Steuern ausschließlich nach Maßgabe der 
Überlegungen festgelegt werden, wie sie für die Zu- 
rechnung der Wegekosten gelten. 


6) Dok. SEK(73) 3827 endg. vom 31. Oktober 1972 

7) Dok. KOM(71) 268 endg. 


Diese Maßnahmen, die im übrigen in den Rahmen 
der Gesamtperspektive einer Harmonisierung der 
Verbrauchsteuern auf Mineralöle eingeordnet sind, 
müssen ebenfalls den Kriterien dieser Harmonisie- 
rung entsprechen und insbesondere die Möglichkeit 
bieten, daß in diesem Bereich die Steuergrenzen 
wegfallen können. Diese Maßnahmen stehen dem 
nicht im Wege, daß zusätzliche Steuerbelastungen 
auferlegt werden können, die das Halten von Privat- 
kraftwagen oder den Verbrauch von Treibstoffen in 
Privatkraftwagen treffen. 

33 . Der Güterverkehr ist nach Maßgabe der ersten 
Richtlinie des Rates vom 11. April 1967 zur Umsatz- 
steuer obligatorisch dem gemeinsamen Mehrwert- 
steuersystem unterworfen. In dem Vorschlag einer 
sechsten Richtlinie, der von der Kommission am 
29. Juni 1973 dem Rat übermittelt wurde®), ist vor- 
gesehen, daß dieses System auch auf den Personen- 
verkehr ausgedehnt wird, allerdings mit Ausnahme 
des internationalen See- und Luftverkehrs, wobei 
diese beiden Bereiche bis zum 31. Dezember 1976 
vorläufig von der Anwendung der Mehrwertsteuer 
ausgeschlossen sind. 

Der Personenverkehr trägt größtenteils den Charak- 
ter eines Endverbrauchers; um nun Wettbewerbs- 
verzerrungen zwischen verschiedenen Verkehrs- 
trägern innerhalb des gleichen Mitgliedstaates zu 
vermeiden, ist es daher wünschenswert, daß der- 
selbe Mehrwertsteuersatz allen Verkehrsträgern 
auferlegt wird. 

bd) Verkehr und Industriepolitik 

34 . Ein leistungsfähiges und wirtschaftliches Ver- 
kehrssystem auf Gemeinschaftsebene wird dazu 
dienen, den Wettbewerb zu beleben und die Spezia- 
lisierung in allen Industriebereichen zu begünstigen. 
Das Vorhandensein eines solchen Verkehrssystems 
muß dazu führen, daß der gegenwärtige und zu- 
künftige Bedarf an Verkehrsmaterial besser bekannt 
wird; damit wird für Bemühungen um die Restruk- 
turierung der europäischen Industrie ein wesent- 
licher Beitrag geleistet. Gleichzeitig ergibt sich für 
die europäische Industrie die Möglichkeit, aus dem 
erweiterten Markt größeren Nutzen zu ziehen. Der 
Verkehrsbereich ist ein bedeutender Abnehmer für 
Güter- und Dienstleistungen. In dieser Hinsicht liegt 
es im Interesse der Verkehrswirtschaft selbst, daß 
die Industrie, die die verschiedenen Verkehrsmittel 
liefert, imstande sein muß, ihr diejenigen Materia- 
lien zur Verfügung zu stellen, die bestmögliche 
Dienstleistungen zu günstigsten Kosten ermöglichen. 

In anderer Hinsicht gilt folgendes: Die Unterneh- 
men, die Verkehrsleistungen erbringen, sollten auch 
so schnell wie möglich über die wichtigsten Instru- 
mente der Industriepolitik verfügen, um genau so 
wie andere Unternehmen Bedingungen nutzen zu 
können, die ihnen eine Anpassung an die Dimen- 
sionen des europäischen Marktes ermöglichen. Da- 
mit können sie auch die Vorteile ausschöpfen, die 
sich aus einem integrierten Wirtschaftsraum er- 


AB Nr. 71 vom 14. April 1967 
9) Dok. KOM(73) 950 endg. 
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geben. Insbesondere geht es darum, daß Vorschau- 
instrumente geschaffen werden, die darauf abzielen, 
eine Anpassung der Kapazitäten an den Bedarf und 
eine Annäherung auch der menschlichen Bedingun- 
gen an eine Umstellung des Instrumentariums auf 
die neuen Bedingungen gleichzeitig mit einer Um- 
strukturierung der Unternehmen zu gewährleisten. 

be) Verkehr und Umweltpolitik 

35 . Mit der Weiterentwicklung der Verkehrswirt- 
schaft stellen sich ernste Probleme im Bereich der 
Umwelt; dies gilt insbesondere im Hinblick auf die 
Lärmentwicklung, auf die Umweltverschmutzung, 
auf Erschütterungen und auf Verkehrsstauungen. 
Diese Probleme nehmen im städtischen Bereich 
einen immer ernsteren Charakter an. 

Im Aktionsprogramm der Gemeinschaft, das im Juli 
1973 angenommen wurde, sind Maßnahmen zu 
diesen einzelnen Problemen vorgesehen. Gewisse 
Bestimmungen im Rahmen der gemeinsamen Ver- 
kehrspolitik, insbesondere im Hinblick auf die Be- 
förderung von gefährlichen Materialien und die Zu- 
rechnung der Wegekosten, werden ebenfalls be- 
stimmte Lösungen mit sich bringen. Dennoch erwei- 
sen sich auch andere Aktionsmaßnahmen als not- 
wendig, in denen eine enge Koordinierung in der 
Weiterentwicklung der Umweltpolitik und der Ver- 
kehrspolitik überhaupt zum Ausdruck kommen muß. 

bf) Verkehr und Energiepolitik 

36 . Ebenso bestehen enge Zusammenhänge zwi- 
schen der Verkehrspolitik und der Energiepolitik. 
Einerseits ist die Verkehrswirtschaft einer der 
Hauptverbraucher von Energie. Andererseits stellt 
die Verkehrswirtschaft die Versorgung mit Brenn- 
stoffen sicher, insbesondere für Erdöl und Kohle, die 
einen wesentlichen Teil des Binnengüterverkehrs 
und den größeren Teil des Seeverkehrs ausmachen. 

Es kommt darauf an, diese Bereiche der Politik zu- 
sammen weiter zu entwickeln und weiter Unter- 
suchungen durchzuführen im Hinblick auf neue 
Treibstoffe, und zwar so, daß die Aktion, die hier 
eingeleitet wurde, eine Verbesserung nicht nur im 
Bereiche der Verkehrswirtschaft mit sich bringen 
kann, sondern auch eine Verbesserung in energie- 
politischer Hinsicht. 

bg) Beziehungen zu Drittländern 

37 . Die gemeinsame Verkehrspolitik hat ihre Rolle 
zu spielen bei der Öffnung der Gemeinschaft nach 
außen. Unabhängig von den Maßnahmen, die im 
Rahmen der gemeinsamen Handelspolitik getroffen 
werden können, muß die gemeinsame Verkehrspoli- 
tik den Abschluß internationaler Konventionen im 
Verkehrsbereich in den Sektoren fördern, in denen 
das Interesse zwangsläufig über den Gemeinschafts- 
rahmen hinausreicht; das gilt beispielsweise im Hin- 
blick auf die Verwendung neuer technischer Ver- 
fahren oder kombinierter Beförderungsverfahren. 
Außerdem muß die Gemeinschaft dahin streben, daß 
Drittländer die erforderlichen Maßnahmen treffen, 


10) Dok. KOM(73) 530 endg. B und C vom 10. April 1973 


um eine Freizügigkeit über die Grenzen hinweg zu 
garantieren. Der freie Transitverkehr zwischen Mit- 
gliedstaaten auf dem Wege über Drittländer stellt 
nur einen Aspekt dieser Zielsetzung dar. 

Die spezifischen Probleme für den See- und Luft- 
verkehr nehmen die Aufmerksamkeit der Gemein- 
schaft auch weiterhin in besonderem Umfang in An- 
spruch; die Gemeinschaft muß hier ihre eigenen 
Interessen verteidigen, ohne daß deshalb Interessen 
von Drittländern in Frage gestellt werden sollen. 

B. Umfang der gemeinsamen Verkehrspolitik 
und Hauptmaßnahmen in deren Rahmen 

38 . Um den bisher aufgeführten Erfordernissen zu 
entsprechen, muß ein gemeinschaftliches Verkehrs- 
system verwirklicht werden. Ein solches Verkehrs- 
system darf nicht mehr nur, wie in der Vergangen- 
heit, hauptsächlich aus einer Marktorganisation be- 
stehen, sondern es muß insbesondere auch Aktionen 
im Bereich der Infrastruktur umfassen. 

Die neue Orientierung der gemeinsamen Verkehrs- 
politik wird mehr denn je bestimmt werden durch 
die Tatsache, daß es für die öffentlichen Instanzen 
notwendig ist, eine Auswahl zwischen verschiede- 
nen denkbaren Lösungen vorzunehmen, insbeson- 
dere in diesem letzteren Bereich, wenn auch in 
erster Linie die Erfordernisse einer Raumordnung 
und des Umweltschutzes beachtet werden müssen. 

39 . Im Rahmen eines solchen Systems, das für die 
gesamte Gemeinschaft aus einem Guß sein muß, 
sind die Elemente, die für eine gegenseitige Durch- 
dringung der Wirtschaftssysteme der Mitgliedstaa- 
ten erforderlich sind, insbesondere die folgenden: 
einmal eine Koordinierung der Infrastruktur, zum 
anderen eine kontinuierliche Bemühung zur Ver- 
ringerung der Verkehrskosten sowie endlich die 
Herstellung eines gemeinsamen Verkehrsmarktes, 
der so frei und unter so gensunden Bedingungen 
wie nur möglich funktionieren soll. 

40 . Dieses Gemeinschaftsverkehrssystem muß etap- 
penweise verwirklicht werden, wobei man den 
Rhythmus berücksichtigen muß, wie er für andere 
Aktionsmaßnahmen vorgesehen ist, die darauf ab- 
zielen, schrittweise die Wirtschafts- und Währungs- 
union zu verwirklichen. Das bedeutet, daß diese 
Arbeiten in diesem Jahrzehnt erfolgen müssen. 

41 . Eine solche Politik, die in flexibler Form konzi- 
piert wäre, würde der Gemeinschaft die Möglichkeit 
bieten, den Interessen der Allgemeinheit in allen 
ihren Aspekten Rechnung zu tragen, unter Berück- 
sichtigung des Wohlergehens der Gesellschaft über- 
haupt und unter Übernahme der entsprechenden 
Verantwortung gegenüber den hier beteiligten 
Gruppen: 

— Einmal geht es um die Gruppe der Verkehrs- 
nutzer: die Zielsetzung besteht hier darin, daß 
die freie Wahl gewährt werden soll, ohne daß 
durch übermäßige Vermehrung der gebotenen 
Möglichkeiten die Interessen der Allgemeinheit 
beeinträchtigt werden; 

— sodann geht es um die Gruppe der Produzenten 
(Verkehrsunternehmer): hier besteht das Ziel 
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darin, daß die Produktionsfaktoren in optimaler 
Weise zur Verwendung kommen sollen, wobei 
eine Spezialisierung der Aufgaben innerhalb 
eines stärker integrierten Systems, ein gesun- 
der Wettbewerb und Sdiaffung von Instrumen- 
ten für eine kontinuierlidie Anpassung ermög- 
licht werden sollen; 

— endlich geht es um die Gruppe der in der Ver- 
kehrswirtschaft beschäftigten Arbeitnehmer; 
diese müssen die Möglichkeit bekommen, ihre 
Tätigkeit unter Arbeitsbedingungen auszuüben, 
die denen in der Industrie vergleichbar sind. 


KAPITEL III 

Die Funktion der öffentlichen Instanzen 
und der Verkehrsuntemehmen 

42. Die weitergespannten Ziele der gemeinsamen 
Verkehrspolitik machen hoheitliche Eingriffe in 
weiterem Rahmen notwendig. Solche Eingriffe soll- 
ten allerdings auf der Ebene des Marktes nur inso- 
weit erfolgen, als es für einen guten Funktions- 
ablauf notwendig werden mag, daß bestimmte Kor- 
rekturmaßnahmen vorgenommen werden. Dies gilt 
insbesondere in Krisenfällen oder dann, wenn ein 
Ungleichgewicht von Angebot und Nachfrage vor- 
liegt. Die Maßnahmen der öffentlichen Instanzen zur 
Schaffung und ständigen Anpassung des Verkehrs- 
wegenetzes müssen jedoch stärker als bisher in den 
Rahmen der gemeinsamen Verkehrspolitik einge- 
fügt werden. Dies gilt insbesondere im Bereich der 
Infrastruktur und zur Berücksichtigung bestimmter 
Bedürfnisse der Allgemeinheit, wie zum Beispiel 
der Verkehrssicherheit und des Umweltschutzes. So 
muß diese Politik, die sich bis jetzt vor allem auf 
den Bereich der Privatunternehmen bezog, in Zu- 
kunft stärker die Ebene der öffentlichen Aufgaben 
umfassen. 

43. Die Schaffung eines integrierten Verkehrs- 
systems auf der Ebene der Gemeinschaft bedingt 
nicht, daß die Entscheidungsvorgänge systematisch 
zentralisiert werden müssen. Die Gemeinschafts- 
institutionen können sich insbesondere darauf be- 
schränken, den Rahmen für Entscheidungen der 
öffentlichen Instanzen der Mitgliedstaaten zur Ent- 
wicklung der Verkehrsnetze (der Infrastruktur), zur 
Einführung neuer Technologien und zur Anpassung 
der Organisationstechnik (im internationalen Ver- 
kehr) abzustecken. In dieser Hinsicht lassen sich 
zweifellos oft gemeinsame Regeln aufstellen, und 
zwar unter dem Gesichtspunkt einer einfachen Har- 
monisierung der nationalen Bestimmungen. Hierfür 
bietet sich die Form der Richtlinie an, wobei den 
Mitgliedstaaten die Zuständigkeit für die Durch- 
führung derjenigen Maßnahmen verbleibt, die zur 
Realisierung der von den Gemeinschaftsinstituten 
aufgestellten Prinzipien notwendig sind. Die erfor- 
derlichen Instrumente für eine Überwachung der 
Anwendung müssen dabei allerdings vorgesehen 
werden. 

44. Die Angebotsstruktur der Verkehrsunterneh- 


men entspricht nicht immer den Erfordernissen einer 
notwendigen Neuverteilung der Aufgaben zwischen 
öffentlichen Instanzen und Verkehrsunternehmen. 
Im Rahmen des gemeinschaftlichen Verkehrssystems 
müssen die unmittelbaren Verantwortlichkeiten im 
Hinblick auf die Verhaltensweise im Markt, die 
Infrastruktur und die Weiterentwicklung (technische 
Forschung) klarer voneinander unterschieden wer- 
den. Die Definition der Infrastruktur muß auf der 
Ebene der öffentlichen Instanzen erfolgen. Die For- 
schung nach neuen technologischen Verfahren muß 
ebenfalls sehr eng von den öffentlichen Instanzen 
verfolgt werden. 

Entscheidungen bezüglich der Investitionen in Ma- 
terial müssen dagegen soweit nur irgend möglich 
auf der Ebene der Unternehmen erfolgen, und Ein- 
griffe der öffentlichen Instanzen in diesem Bereich 
müssen auf die Wahrnehmung des Alllgemeininter- 
esses beschränkt sein. Die Verwaltungsinstanzen 
müßten jedoch der Öffnung der Märkte für das 
öffentliche Auftragswesen auf Gemeinschaftsebene 
große Bedeutung beimessen. Es kann hierbei zweck- 
mäßig sein, Gruppierungen für den gemeinsamen 
Einkauf zu begünstigen, um für die Käufer mög- 
lichst vorteilhafte Preise und eine möglichst um- 
fassende Standardisierung des Materials zu er- 
reichen; andererseits müssen aber auch die Her- 
steller durch die Erweiterung der Märkte die Mög- 
lichkeit erhalten, wettbewerbsfähiger zu werden. 

45. Die Belastungen, die den Verkehrsunterneh- 
men im öffentlichen Interesse auferlegt werden, 
müssen zu Entschädigungszahlungen Anlaß geben. 
Andere finanzielle Eingriffe zugunsten dieser Unter- 
nehmungen können nur dann erfolgen, wenn dabei 
die Gemeinschaftsbestimmungen bezüglich der Bei- 
hilfen beachtet werden. 

46. Die Zurechnung der Kosten für die Benutzung 
der Verkehrswege, welche die externen Kosten 
umfassen, ist insbesondere deswegen notwendig, um 
eine optimale Allokation der Ressourcen sicherzu- 
stellen. Eine Zurechnung der Kosten, wie sie die 
Kommission vorsieht, muß positive Rückwirkungen 
nach sich ziehen für eine Annäherung der Wett- 
bewerbsbedingungen und im Sinne einer besseren 
Raumnutzung. Eine solche Zurechnung muß auch 
dazu beitragen, eine gewisse Entballung in den 
städtischen Räumen zu fördern. Gleichzeitig wird 
damit der Verkehrsbedarf rationeller gestaltet und 
ein gewisser Anreiz zur Anwendung neuer Mittel 
ausgelöst, die den Erfordernissen des Umweltschut- 
zes und der Lebensqualität besser entsprechen. 

Eine korrekte Zurechnung der Infrastrukturkosten 
kann zuweilen zu einer fühlbaren Anhebung der- 
jenigen finanziellen Lasten führen, die von be- 
stimmten Nutzern zu tragen sind. Eine solche Kon- 
sequenz ergibt sich logisch aus der Methode, die 
hier gewählt wurde, die darin besteht, daß bestimm- 
te Nutzungsformen in den Hintergrund gedrängt 
werden sollen, deren externe Kosten sich im Ver- 
gleich zu den angestrebten Vorteilen als zu hoch 
erweisen. 

Die Wahl eines Systems der Kostenzurechnung 
führt allerdings nicht dazu, daß nun etwa ausge- 
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schlossen wäre, daß öffentliche Instanzen auch 
andere Maßnahmen treffen können (z. B. Prioritäts- 
gewährung für Öffentliche Verkehrsmittel, Vor- 
schriften für die Verfolgung bestimmter Routen bzw. 
Einbahnstraßen, Verbote für bestimmte Kategorien 
usw.). 

47 , Der gemeinsame Verkehrsmarkt wird für den 
Güterverkehr einem freien Funktionsablauf unter- 
liegen, allerdings unter dem Vorbehalt, daß die 
unerläßlichen Korrekturmaßnahmen getroffen wer- 
den. Für den Personenverkehr liegen bestimmte 
zwingende Erfordernisse vor, die die Öffentlichen 
Instanzen dazu veranlassen, hier Eingriffe vorzu- 
nehmen; das gilt insbesondere im innerstädtischen 
Bereich. Außerdem sind hier Maßnahmen zur Be- 
günstigung der öffentlichen Verkehrsmittel nicht 
auszuschließen. 


KAPITEL IV 

Anwendungsbereich und Instrumente 
der gemeinsamen Verkehrspolitik 

A. Entwurf eines gemeinschaftlichen Verkehrs- 
systems 

48 . Um die in Kapitel II bezeichneten Ziele zu ver- 
wirklichen, muß die gemeinsame Verkehrspolitik 
alle Verkehrsträger berücksichtigen. Sie muß als ein 
kohärenter Gesamtkomplex konzipiert und ange- 
wendet werden, wobei nicht nur alle Binnenver- 
kehrsmittel berücksichtigt werden müssen (ein- 
schließlich der Mineralölfernleitungen und der 
neuen technischen Verfahren), sondern auch die 
komplexe Rolle der Häfen und die Bedeutung des 
See- und Luftverkehrs im Rahmen der erweiterten 
Gemeinschaft. Besondere Aufmerksamkeit muß man 
dabei der Tatsache zuwenden, daß zwischen den 
verschiedenen technischen Verfahren im Verkehr 
eine wachsende Interdependenz besteht; dies zeigt 
sich anhand der schrittweise weitergehenden Ent- 
wicklung der kombinierten Verkehrsformen. 

49 . Eine Vorschau zur Entwicklung des Angebots 
und der Nachfrage im Verkehr muß in regelmäßigen 
Abständen erstellt werden, um den Gemeinschafts- 
institutionen dabei behilflich zu sein, den Rahmen 
vorzuzeichnen, wie er unter Punkt 43 dargelegt ist. 
Solche Vorschaumaßnahmen werden dazu beitragen, 
Fehlinvestitionen zu vermeiden sowie auch dafür 
zu sorgen, daß keine vorzeitige Erschöpfung der 
Naturressourcen eintritt. Damit wird für die öffent- 
lichen Instanzen der Mitgliedstaaten, für die Ver- 
kehrsunternehmen und für die Verkehrsnutzer die 
beste Grundlage geschaffen für eine rationelle Vor- 
bereitung ihrer Entscheidungen. 

50 . Im Bereich der Infrastrukturinvestitionen muß 
eine solche Vorschau in erster Linie dazu führen, 
daß ein Gesamtorientierungsplan für das Verkehrs- 
netz aufgestellt wird, das von Gemeinschaftsinter- 
esse ist. Ein solcher Plan muß die Verbindungen auf- 
zeigen, die sowohl auf der Ebene des Funktions- 
ablaufs als auch auf der Ebene der Verkehrsbewälti- 


gung von Gemeinschaftsinteresse sind; gleichzeitig 
werden dabei die Organisationsgrundlagen für das 
Verkehrsnetz herausgearbeitet. 

Ein adäquates Verfahren muß die Voraussetzung 
dafür schaffen, daß die Gemeinschaftsinstitutionen 
darüber wachen können, daß diese Investitionsent- 
scheidungen sich in den Plan einordnen. 

Geeignete Instrumente zur Finanzierung und zur 
Zusammenarbeit müssen vervollkommnet werden, 
und zwar so, daß damit ein wirksamer Beitrag ge- 
leistet werden kann zur Verwirklichung der Pro- 
jekte, deren Durchführung über den nationalen 
Rahmen hinausgeht. 

Die Kommission ist der Ansicht, daß eine Ver- 
gemeinschaftlichung der Erfahrungen im Bereich der 
Bewertung von Infrastrukturprojekten mehr und 
mehr dazu führen sollte, daß vergleichbare Me- 
thoden im Rahmen der Gemeinschaft ausgearbeitet 
werden. 

Die Kommission bringt den Arbeiten, die in diesem 
Bereich bereits seitens verschiedener internationaler 
zwischenstaatlicher Organisationen geleistet wer- 
den, großes Interesse entgegen. Sie hält es für not- 
wendig, daß die Gemeinschaft zu einem Informa- 
tionsaustausch und zu einer Konsultierung mit die- 
sen Organisationen schreitet, in deren Rahmen die 
Mitgliedstaaten gemeinsame Aktionen dort durch- 
führen sollten, wo ein Gemeinschaftsinteresse ge- 
geben ist. 

51 . Zur Verwirklichung einer Zurechnung der 
Kosten für die Infrastrukturnutzung hat die Kom- 
mission bereits ein System der Tarifierung vorge- 
schlagen, das auf den gesellschaftlichen Grenzkosten 
aufgebaut ist und ergänzt wird durch die Auflage, 
daß das Haushaltsgleichgewicht bewahrt bleiben 
muß. Ein solches System kann zu Beginn auf gewis- 
sen Annäherungswerten beruhen und wird dann 
mit zunehmender Vertiefung der Kenntnisse ent- 
sprechend verfeinert. Mit der Anwendung eines 
solchen Systems sind ergänzende Maßnahmen inso- 
weit, als die angestrebten Zielsetzungen nicht er- 
reicht werden können, keineswegs ausgeschlossen. 

52 . Die Betriebsdimensionen der Verkehrsunter- 
nehmen insbesondere im Straßenverkehr und in der 
Binnenschiffahrt müssen an die Erfordernisse eines 
erweiterten Marktes angepaßt werden. Es wird 
zweckmäßig sein, das Streben nach optimalen Be- 
triebsdimensionen in diesen Unternehmensbereichen 
zu begünstigen und die Modalitäten für bestimmte 
Formen der Zusammenarbeit im Rahmen einer 
Strukturpolitik und unter Beachtung der Wettbe- 
werbsregeln festzulegen. 

53 . Für die Eisenbahnen ist zu sagen, daß die 
Lösung ihrer Finanzprobleme und die Bestimmung 
ihrer künftigen Funktion eine der Hauptaufgaben 
der gemeinsamen Verkehrspolitik darstellen sollten. 
Die Sanierungsaktion, wie sie durch die Mitglied- 
staaten und auf Gemeinschaftsebene wahrgenom- 
men wird, muß dadurch weiter verfcTlgt werden, daß 
Artikel 3 der Entscheidung des Rates vom 13. Mai 
1965 effektiv zum Tragen gebracht wird. Parallel 
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dazu sollte eine intensivierte Zusammenarbeit in 
den tedinisdien und kommerziellen Bereichen er- 
folgen, womit eine schrittweise Annäherung ge- 
fördert wird, die zur Schaffung von europäischen 
Unternehmenseinheiten führen kann, über den 
Rahmen der bereits in Vorschlag gebrachten Maß- 
nahmen hinaus muß man grundlegendere Reformen 
anstreben, die die augenblickliche Struktur der 
Eisenbahnunternehmen betreffen, damit diese die 
Möglichkeit erhalten, ihre Funktion im zukünftigen 
Verkehrssystem voll wahrzunehmen. Insbesondere 
muß man unter diesem Gesichtspunkt die Frage 
untersuchen, ob es nicht sinnvoll wäre, die Eisen- 
bahnen im Hinblick auf die Verantwortlichkeit für 
ihre Infrastrukturanlagen in eine Situation zu 
bringen, die der der anderen Verkehrsträger ver- 
gleichbar wäre. 

54 . Unbestreitbar ergibt sich aus der Erweiterung 
der Gemeinschaft eine besondere Bedeutung des 
See- und des Luftverkehrs. Aufgrund des Ergeb- 
nisses auf der auf Gemeinschaftsebene erfolgten 
Untersuchungen behält sich die Kommission vor, 
dem Rat Entwürfe für die ihm erforderlich erschei- 
nenden Maßnahmen vorzulegen. 

55 . Wenn das Ziel darin besteht, daß der Ver- 
kehrsmarkt innerhalb des Rahmens, der von den 
öffentlichen Instanzen vorgezeichnet ist, frei funk- 
tionieren soll, so setzt dies voraus, daß sämtliche 
Hemmnisse beseitigt werden. Dies betrifft insbeson- 
dere die Sicherung eines freien Austausches von 
Verkehrsleistungen, die Beseitigung oder flexiblere 
Gestaltung der Formalitäten an den Grenzen, ein- 
schließlich der steuerlichen Formalitäten, die Nie- 
derlassungsfreiheil usw. Darüber hinaus wird damit 
eine Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen 
erforderlich. Gleichzeitig wird damit notwendig, daß 
Instrumente geschaffen werden, die Eingriffe im 
Kapazitätsbereich möglich werden lassen, sobald 
dies erforderlich ist (zeitweilige Stillegung, Ab- 
wrackung usw.). 

56 . Die Gemeinschaft muß zu den Aktionen, die 
die Mitgliedstaaten und internationale Organisa- 
tionen im Hinblick auf die Verbesserung der Ver- 
kehrssicherheit durchführen, ihren Beitrag leisten; 
dies gilt insbesondere im Bereich der Sicherheit im 
Straßenverkehr, unabhängig von den Aktionen, die 
in dieser Hinsicht bereits auf der Gemeinschafts- 
ebene im Gange sind. 

57 . Eine engere Koordination und Kooperation 
muß gesichert werden im Hinblick auf die For- 
schungsarbeiten zu neuen Verkehrstechniken; dies 
umfaßt auch die Zusammenarbeit mit anderen inter- 
nationalen Organisationen. 


p. Übergangsperiode 

58 . Die Verwirklichung eines gemeinsamen Ver- 
kehrssystems nimmt eine Reihe von Jahren in An- 
spruch. 

In einer Übergangsperiode muß man insbesondere 
folgende Tatsachen berücksichtigen: 

— die vorhandene Infrastruktur im Verkehr be- 
günstigt nicht di^ Geltendmachung der jeweili- 
gen komparativen Vorteile seitens der einzelnen 
Verkehrsträger; 

— die Methoden zur Zurechnung der gesellschaft- 

lichen Kosten sind noch nicht für alle Verkehrs- 
träger ausgearbeitet, und die spezifischen 
Steuern im Verkehr sind bisher noch nicht har- 
monisiert; , 

— die Situation der Eisenbahnen ist noch nicht ge- 
regelt, insbesondere im Hinblick auf die finan- 
ziellen Beziehungen zwischen Eisenbahnen und 
Staaten. 

59 . Bestimmte Eingriffe der öffentlichen Instanzen 
im Bereich der Marktorganisation im Hinblick auf 
die Kapazität und die Preise sowie die Beförde- 
rungsbedingungen werden somit auch während der 
Übergangsperiode weiter bestehen bleiben. Aller- 
dings kann der Umfang dieser Eingriffe ständig ver- 
ringert werden, je mehr man sich an eine Verwirk- 
lichung des Gemeinschaftsverkehrssystems annähert 
und je mehr schrittweise entsprechende Verbesse- 
rungen für den freien Funktionsablauf im Markt 
durchgesetzt werden. 

Gleichzeitig sollten jedoch wohlausgewogene Fort- 
schritte im Bereich der Harmonisierung der Wett- 
bewerbsbedingungen weiter angestrebt werden. 

60 . Unter den Gemeinschaftsmaßnahmen, die ent- 
weder aufrechtzuerhalten, anzupassen oder im Laufe 
der nächsten Jahre zu treffen sind, sind einige dazu 
bestimmt, die Verwirklichung des hier vorgeschla- 
genen Systems vorzubereiten. Das gilt insbesondere 
in den folgenden Bereichen: 

— Im Bereich der Infrastrukturinvestitionen, 

— im Bereich der Energiepolitik, 

— im Bereich der Regionalpolitik und der Raumord- 
nung 

— im Bereich des Umweltschutzes (Kampf gegen 
Umweltbeeinträchtigungen im weitesten Sinne). 

Wesentliche Fortschritte sind dann in diesem Be- 
reich im Laufe der Übergangsperiode zu erzielen. 


11) Insbesondere sieht die Kommission in ihrem Vorschlag 
vom 25. Juli 1973 zum Thema der Schaffung eines 
regionalen Entwicklungsfonds vor, daß regionale Ent- 
wicklungsprogramme aufgestellt werden, die auch die 
Infrastrukturinvestition mit umfassen sollen. 
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Zweiter Teil: Arbeitsprogramm 

KAPITEL V 

Maßnahmen 

A. Allgemeine Vorbemerkungen 

61 . Die Kommission hegt den Wunsch, daß es im 
Rat zu einer umfassenden Erörterung der in dieser 
Mitteilung enthaltenen Grundprinzipien und Ziel- 
setzungen kommen möge, die den Rahmen der von 
ihr in Aussicht genommenen Vorschläge zur weite- 
ren Verwirklichung der gemeinsamen Verkehrspoli- 
tik darstellen. In diesem Sinne sollte schon anläß- 
lich der nächsten Sitzung des Rates für Verkehrs- 
fragen ein erster Gedankenaustausch stattfinden. 
Die Kommission hat außerdem die Absicht, alle 
zweckdienlichen Kontakte in dieser Frage zum Euro- 
päischen Parlament, zum Wirtschafts- und Sozial- 
ausschuß und zum Beratenden Ausschuß für Ver- 
kehrsfragen nach Artikel 83 des EWG-Vertrages 
aufzunehmen. 

62 . Die in dieser Mitteilung enthaltenen Über- 
legungen stellen die Grundlage eines Arbeitspro- 
gramms für die im Laufe des nächsten Jahrzehnts zu 
ergreifenden Maßnahmen dar, welches nach den im 
ersten Teil dargelegten Zielsetzungen aufgestellt 
werden sollte und damit den Platz der gemeinsamen 
Maßnahmen bei der Verwirklichung des Verkehrs- 
systems näher umreißt. 

Es erscheint jedoch weder durchführbar noch zweck- 
mäßig, schon jetzt alle Maßnahmen und ihren Inhalt 
aufzuführen, die zur Erreichung des Endstadiums 
erforderlich sind. Aus diesem Grunde hat sich die 
Kommission auf die Erstellung eines Aktionspro- 
gramms für die Jahre 1974 bis 1976 beschränkt, das 
den politischen Erfordernissen, dem Stand der im 
Gange befindlichen Arbeiten in den Gemeinschafts- 
instanzen und dem Dringlichkeitsgrad der geplanten 
Maßnahmen Rechnung trägt. Die nach 1976 einzu- 
leitenden und fortzuführenden Arbeiten werden 
während des oben angegebenen Zeitraums für den 
nachfolgenden Zeitraum festgelegt. 

So wäre es z. B. möglich, sie in drei Kategorien auf- 
zuteilen: Maßnahmen, die vor allem die Hoheits- 
träger betreffen, weil Zielsetzungen im allgemeinen 
Interesse zu verfolgen sind, Maßnahmen auf der 
Ebene der Unternehmen, um einen Verkehrsmarkt 
nach dem Grundsatz des redlichen Wettbewerbs 
herzustellen, und Maßnahmen im Bereich der Arbeit- 
nehmerschaft, die soziale Aspekte berühren. Die 
Interessen der Verkehrsnutzer werden dabei glei- 
chermaßen im Rahmen aller angeführten Maßnah- 
men wahrzunehmen sein. 

In die erste Kategorie (Ebene der Hoheitsträger) 
könnten z. B. die Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Infrastrukturinvestitionen und des Abgeltungs- 
systems für die Benutzung der Verkehrswege auf- 
genommen werden. 

In die zweite Kategorie (Ebene der Unternehmen) 
könnten z. B. die Maßnahmen zur Überwachung der 


Kapazität, auf dem Gebiet der Verkehrspreise und 
Beförderungsbedingungen sowie des Zugangs zum 
Beruf eingefügt werden. 

Was die dritte Kategorie (Ebene der Arbeitnehmer- 
schaft) anbetrifft, so würde sie die Harmonisierung 
der Arbeitsbedingungen im Verkehr sowie die Be- 
rufsausbildung umfassen. 

Es erschien vorteilhafter, eine Darstellung zu wäh- 
len, die den verfahrenstechnischen Erfordernissen 
der Arbeiten, die innerhalb und zwischen den ein- 
zelnen Gemeinschaftsinstituten durchgeführt wer- 
den, besser Rechnung trägt. Aus diesem Grund hat 
die Kommission nachfolgende Gliederung festgelegt: 

— Maßnahmen, die Gegenstand von Initiativen der 
Kommission im Laufe der hier zu betrachtenden 
Periode sind; 

— Maßnahmen, zu denen bereits die Vorschläge 
der Kommission vorgelegt wurden und die mit 
Priorität vom Rat angenommen werden sollten; 

— Maßnahmen, die zur Zeit von der Kommission 
näher untersucht werden-, die Kommission wird 
dann auf der Grundlage der Ergebnisse, die sich 
aus dieser Untersuchung ableiten lassen, dar- 
über entscheiden, welche Schritte weiter durch- 
zuführen sind. 

63 . Für die Jahre 1974 bis 1976 schlägt die Kom- 
mission ein Programm von Maßnahmen vor, die 
zum Teil nebeneinander durchzuführen sind. Die 
Aufzählung der einzelnen Aktionspunkte bleibt auf 
die wichtigsten Fragen beschränkt. Das bedeutet 
keineswegs, daß die Kommission der Ansicht wäre, 
daß die Überprüfung anderer Fragen von geringe- 
rem Interesse wäre. Sie behält sich jedoch die 
etwaige Änderung ihrer Vorschläge oder die Prü- 
fung ihrer Zurückziehung vor. 

64 . Das nachstehend vorgelegte Aktionsprogramm 
enthält einen Zeitplan, der anders ausfällt als der- 
jenige, der der Mitteilung an den Rat vom 8. No- 
vember 1971 beilag ^“); übrigens hat sich der Rat zu 
dem letzteren Zeitplan lediglich insoweit geäußert, 
als es sich um das Jahr 1972 handelte. Die Kommis- 
sion ist indessen der Ansicht, daß die Argumente, 
die sie in dieser Mitteilung angeführt hat, die Auf- 
stellung eines neuen Zeitplans durchaus recht- 
fertigen. 

65 . Einige der Maßnahmen, die hier aufgeführt 
wurden, haben einen endgültigen Charakter und 
bleiben aufrechterhalten, wenn das Gesamtsystem 
als solches erstellt ist. Hier handelt es sich einer- 
seits um Maßnahmen, die bereits in Kraft sind und 
den hier auf gestellten Grundsätzen entsprechen; es 
sind dies zum Beispiel Maßnahmen im Bereich der 
Wettbewerbsregeln oder im Rahmen der Harmoni- 
sierung der Wettbewerbsbedingungen zwischen 
Verkehrsträgern und Verkehrsunternehmen. Zum 
anderen geht es hier um Maßnahmen, die noch zu 
treffen sind. Ein ganzer Komplex anderer Maßnah- 
men mit Zwischenlösungscharakter ist noch zu tref- 
fen, soweit dies erforderlich ist, um den Übergang 
zum zukünftigen System zu gewährleisten. Diese 

12) Dok. SEK(71) 3923 endg. vom 5. November 1971 
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letzteren Maßnahmen betreffen insbesondere die 
Kapazitätskontrolle oder die Bestimmungen über 
Preise und Beförderungsbedingungen. Sie werden 
nach und nach wieder aufgehoben, soweit sie mit 
den Grundsätzen des endgültigen Systems nicht ver- 
einbar sind. 

B. Programm 1974/1976 

66. Nach der unter Ziffer 62 festgelegten Gliede- 
rung schlägt die Kommission folgendes Arbeitspro- 
gramm vor: 

a) Initiativen der Kommission im Laufe der hier 
betrachteten Periode (1974-1976) 

67. Es handelt sich hier um Initiativen, die die 
Kommission durchführen möchte und die in ihren 
Augen besondere Bedeutung haben. Unter anderem 
faßt die Kommission ins Auge, Änderungsvorschläge 
nach Maßgabe von Artikel 149 des Vertrages vor- 
zulegen, mit denen Vorschläge, die früher bereits 
dem Rat unterbreitet worden sind, an die Grund- 
sätze und Zielsetzungen der vorliegenden Mit- 
teilung angepaßt werden sollen. 

Die Maßnahmen betreffen im einzelnen folgende 
Punkte: 

68. - Die Infrastrukturinvestitionen 

Das Konsultationsverfahren zu den Infrastruktur- 
investitionen im Verkehr, wie es durch die Entschei- 
dung des Rates vom 28. Februar 1966 vorgesehen 
wurde, und die Möglichkeit dazu, die gegenseitigen 
Informationen zwischen Mitgliedstaaten im Hinblick 
auf einzelne Infrastrukturprojekte, die von Gemein- 
schaftsinteresse sind, wesentlich zu verbessern. Die 
Anwendung dieser Bestimmungen muß jedoch in 
der Weise erfolgen, daß damit in sinnvollerer 
Weise eine bessere Koordinierung der Investitions- 
entscheidungen erreicht wird. 

Die Ziele, die mit dieser Verfahrensweise angestrebt 
werden können, solange endgültige Maßnahmen 
zur Einführung des gemeinschaftlichen Verkehrs- 
systems noch nicht getroffen sind, nur dann erreicht 
werden, wenn die mitgeteilten Projekte in den Rah- 
men allgemeiner Infrastrukturprogramme einge- 
gliedert werden und wenn diese Projekte unter 
dem Gesichtspunkt des Verkehrsbedarfs in der Ge- 
meinschaft näher überprüft werden. Es erscheint 
unerläßlich, das Verfahren in dieser Form in einem 
Augenblick anzuwenden, in dem Projekte von 
größtem Umfange und mit erheblichen Konsequen- 
zen für das europäische Verkehrsnetz anstehen, wie 
zum Beispiel das Projekt eines Tunnelbaus unter 
dem Ärmelkanal. 

Die Kommission wird die Initiative ergreifen zur 
Einberufung von regelmäßigen Konsultationssitzun- 
gen, in denen die Programme zum Ausbau der Infra- 
struktur erörtert werden. 

Nach Auffassung der Kommission ist eine Änderung 
der Entscheidung des Rates vom 28. Februar 1966 
nur insoweit erforderlich, als die Bemühungen, die 
hier ins Auge gefaßt werden, das angestrebte Ergeb- 
nis nicht zeitigen. 


69. - Verkehrssicherheit 

Aktionen und Untersuchungen in diesem Bereich 
sind durch die unabweisbare Notwendigkeit ge- 
rechtfertigt, die Verkehrssicherheit zu verbessern. 
Zur Zeit wird untersucht, ob bestimmte Vorschläge 
sinnvoll sind, z. B. im Hinblick auf die Beförderung 
von gefährlichen Gütern auf der Straße. 

70. - Seeschiffahrt 

Die Kommission wird in Kürze eine Initiative zur 
Seeschiffahrt ergreifen, um Untersuchungen zur 
Möglichkeit von Aktionen auf Gemeinschaftsebene 
einzuleiten. 

Die Kommission wird ihre Aktionen für die Hafen- 
wirtschaft weiter vorantreiben, um hier die Vorbe- 
dingungen für ein gemeinschaftliches Vorgehen her- 
auszuarbeiten. 

In diesem Zusammenhang muß darauf hingewiesen 
werden, daß die Kommission im Rahmen der Ener- 
giepolitik die Probleme, wie sie sich im Zusammen- 
hang mit den Investitionen in Hafenanlagen für den 
Umschlag von Erdöl ergeben, bereits näher unter- 
sucht hat 

71. - Harmonisierung der Arbeitsbedingungen und 

der Vorschriften über die Zusammensetzung 
der Mannschaften in der Binnenschiffahrt. 

- Harmonisierung der Arbeitsbedingungen in 
den Eisenbahnunternehmen. 

Mit diesen Maßnahmen, die endgültigen Charak- 
ter haben, wird die Angleichung der Wettbe- 
werbsbedingungen im sozialen Bereich im Einklang 
mit der Entscheidung des Rates vom 13. Mai 1965 
auf diese Verkehrsbereiche ausgedehnt. 

72. - Verordnung zur Kontrolle der Güterbeförde- 

rungskapazitäten auf der Straße 

Die Gemeinschaftsaktionen in diesem Bereich zer- 
fallen in verschiedene Maßnahmen, die die folgen- 
den Punkte betreffen: 

i) Zunächst einmal geht es um eine Definition des 
Systems, wie es für das Gemeinschaftskontin- 
gent nach dem 31. Dezember 1974 in Anwendung 
kommen soll; zu diesem Datum tritt die Verord- 
nung 2829/72 außer Kraft. 

ii) Weiter geht es um die Kapazitätskontrolle für 
den grenzüberschreitenden Güterverkehr auf der 
Straße zwischen Mitgliedstaaten. Diese Kapazi- 
tätskontrolle wird z. Z. größtenteils nach Maß- 
gabe von Genehmigungen durchgeführt, die im 
Rahmen der bilateralen Kontingente erteilt wer- 
den. 

Diese Maßnahmen tragen Zwischenlösungscharak- 
ter; sie sind noch getragen vom Grundprinzip einer 
Kontingentierung der Genehmigungen. Dieses 
Grundprinzip soll jedoch fortschreitend einem ande- 
rs) Dok. KOM(72) 1200 endg. 

1^) Die Ausdrücke „endgültig" und „vorübergehend" wer- 
den im Sinne der Ziffer 65 angewendet. 

^5) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 72 
vom 5. Juli 1973, S. 6 

16) Dok. KOM(63) 168 und Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften Nr. L 194 vom 6. August 1968, S. 1 
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ren System Platz machen, nämlich einer Kontrolle 
der Kapazität, bei der Eingriffe nur für den Fall er- 
folgen, wenn ernste Marktstörungen eintreten. Es 
handelt sich um Maßnahmen zur Änderung der be- 
reits von der Kommission vorgelegten Vorschläge. 

73 . - Verordnungen zur Gestaltung der Preise 

und Beförderungsbedingungen im Güterver- 
kehr 

Auch in diesem Fall geht es um eine Vielzahl ver- 
schiedener Maßnahmen, die die folgenden Punkte 
betreffen: 

i) Zunächst einmal handelt es sich um eine An- 
passung des zur Zeit in Geltung befindlichen 
Tarifsystems; dabei sollen nach Maßgabe der 
bisher erzielten Erfahrungen bestimmte Erforder- 
nisse Berücksichtigung finden, die sich in der 
Praxis ergeben haben. 

ii) Sodann geht es um eine Herausarbeitung des 
Systems, wie es nach dem 31. Dezember 1974 in 
Anwendung kommen soll. 

Das System, wie es im Rahmen dieser Verordnun- 
gen Platz greifen soll, muß so konzipiert sein, daß 
dabei eine enge Interdependenz gegenüber dem 
System der Kapazitätskontrolle berücksichtigt wird. 
Gleichzeitig sollen damit die Voraussetzungen ge- 
schaffen werden für eine spätere Aufhebung aller 
Auflagen, die für die freie Preisbildung im Ver- 
kehrswesen gelten. Es handelt sich um Maßnahmen 
zur Änderung der bereits von der Kommission vor- 
gelegten Vorschläge. 

b) Maßnahmen, die bereits von der Kommission in 
Vorschlag gebracht wurden und die vom Rat mit 
Priorität verabschiedet werden sollten. 

Die Reihenfolge der Maßnahmen ist hier nach Maß- 
gabe der jeweiligen Bedeutung des einzelnen The- 
mas, nach dem Stand der Vorbereitung zu einer end- 
gültigen Annahme der Vorschläge und nach Maß- 
gabe der erforderlichen Fristen erstellt worden. 

74 . - Hier geht es zunächst um die Verordnung 

zum Gemeinschaftskontingent für den Güter- 
kraftverkehr zwischen Mitgliedstaaten.^^) 

Dieser Vorschlag ist darauf abgestellt, eine Anpas- 
sung des Gemeinschaftskontingents vorzunehmen, 
damit die Interessen der neuen Mitgliedstaaten im 
Hinblick auf deren Quotenanteile an den Gemein- 
schaftsgenehmigungen besser berücksichtigt werden 
können. 

75 . - Sodann geht es um die Richtlinie über Ab- 

messungen und Gewichte der Nutzkraftfahr- 
zeuge und weitere ergänzende Bau- und Be- 
triebsvorschriften für diese Fahrzeuge 

Diese Richtlinie hat sicherlich einen endgültigen 
Charakter; sie ist von großer Bedeutung für die 
Harmonisierung der Wettbewerbsbedingungen im 
Verkehr, Damit wird eines der Hemmnisse für den 
Handelsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten be- 


17) Dok. KOM (73) 198 endg. vom 13. März 1973 

18) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 90 
vom 11. September 1971, S. 25 


seitigt; gleichzeitig ergeben sich erhebliche Vorteile 
für die Hersteller von Kraftfahrzeugen, und außer- 
dem kann die Richtlinie einen wesentlichen Beitrag 
leisten im Interesse des Umweltschutzes und der 
Verkehrssicherheit auf den Straßen, 

76 . - Weiter geht es um eine erste Richtlinie zur 

Anpassung der nationalen Systeme der 
Steuern für Nutzfahrzeuge i®). 

Diese Richtlinie, die bereits lange Zeit in den Orga- 
nen des Rates erörtert wurde, hat ebenfalls end- 
gültigen Charakter und stellt einen ersten Beginn 
dar für die Arbeiten der Harmonisierung und zur 
Annäherung in Richtung auf die Herstellung einer 
echten Preiswahrheit im Bereich des Straßenver- 
kehrs. Die Bestimmungen dieser Richtlinie bleiben 
im erweiterten Rahmen der Abgeltung der Nutzung 
der Verkehrswege aufrechterhalten; die Richtlinie 
stellt eine erste Etappe auf diesem Wege dar, 

77 . - Sodann geht es um die Änderung der ersten 

Richtlinie für den Güterkraftverkehr zwischen 
Mitgliedstaaten 2 ®). 

Die Anpassungsbestimmungen, die von der Kom- 
mission in Vorschlag gebracht werden, haben zum 
Ziel, die Regelungen in diesem Bereich, die 1962 
festgelegt wurden, auf die neuere politische und 
ökonomische Entwicklung der Gemeinschaft auszu- 
richten, wobei insbesondere die Maßnahmen zur 
Liberalisierung auf den Werkverkehr ausgedehnt 
werden sollen. 

78 . - Eine Ratifizierung des Europäischen Überein- 

kommens über die Arbeit der im internatio- 
nalen Straßenverkehr beschäftigten Fahr- 
zeugbesatzungen (AETR) seitens der Mit- 
gliedstaaten sowie die gleichzeitige Anwen- 
dung dieses Abkommens allen Mitgliedstaa- 
ten ist sowohl für den sozialen Fortschritt als 
auch für die Verkehrspolitik in einem Gebiet, 
das über die Gemeinschaft hinausgeht, von 
größter Bedeutung. Die Kommission wird 
über die Einhaltung dieser Verpflichtung 
durch die Mitgliedstaaten wachen. 

79 . - Es geht sodann um die Verhandlungen über 

ein Abkommen zur Einführung einer Rege- 
lung für die zeitweilige Stillegung von Schif- 
fen im Binnenschiffsgüterverkehr auf be- 
stimmten Wasserstraßen. 

Wenn diese Verhandlungen positiv abgeschlossen 
werden könnten, so würde damit die Möglichkeit 
dafür geboten sein, daß ein Instrument geschaffen 
wird, mit dem Marktkorrekturen in den Fällen 
durchgeführt werden können, in denen Überkapa- 
zitätserscheinungen zu verzeichnen sind. Mit der 
Anwendung eines solchen Abkommens müssen sich 
Erfahrungen ergeben, die es erlauben, eventuelle 
spätere Maßnahmen mit endgültigem Charakter 
besser herauszuarbeiten. Es ist daher angebracht, in 
diesem Bereich entsprechende Anstrengungen zu 


1 ^) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 95 
vom 21. September 1968, S. 41 
20) Dok, KOM(72) 1358 endg. vom 17. November 1972 
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unternehmen, damit die im Gange befindlichen Ver<| 
handlungen rasch abgeschlossen werden können. 

80 . - Entscheidung des Rates über die Sanierung 

der Situation der Eisenbahnunternehmen und 
über die Harmonisierung der Vorschriften, 
die die finanziellen Beziehungen zwischen 
diesen Unternehmen und den Staaten re- 
geln 2 ^). 

Diese Maßnahme ist notwendig, um eine Verbesse- 
rung der wirtschaftlichen Lage der Eisenbahnen zu 
ermöglichen. Die Kommission wird, um die An- 
nahme dieser Maßnahme zu beschleunigen, im ge- 
gebenen Augenblick dem Rat den Vorschlag unter- 
breiten, bestimmte Grundsatzfragen einer Lösung 
entgegenzuführen, die sich im Rahmen dieses Vor- 
schlages stellen. (Das gilt beispielsweise für das 
Problem der Eigenwirtschaftlichkeit, die Frage der 
Zuerkennung einer eigenen Rechtspersönlichkeit 
und die Unabhängigkeit der Vorstände). 

In einer späteren Phase wird die Kommission nach 
Durchführung der erforderlichen Konsultationsver- 
fahren Vorschläge unterbreiten, die ihrer Meinung 
nach sinnvoll wären, und zwar in der Frage der Re- 
formen, die im Rahmen der Strukturgestaltung bei 
den Eisenbahnen vorgenommen werden könnten. 

81 . - Entwurf zu einer Entscheidung im Hinblick 

auf die ersten Voraussetzungen für die Durch- 
führung einer Studie zum Luftverkehr ; hier 
geht es um die Verbesserung des Linienver- 
kehrs im Innern der Gemeinschaft, um be- 
stimmte Abstimmungsmöglichkeiten im Be- 
reich der Tarifpolitik zwischen den Mitglied- 
staaten und um eine konzertierte Aktion im 
Bereich der Politik, die für den Ausbau von 
Verkehrslinien gegenüber Drittländern gilt. 

82 . - Verordnung zur Ergänzung der (EWG) -Ver- 

ordnung Nr. 543/69 vom 25. März 1969 über 
die Harmonisierung bestimmter Sozialvor- 
schriften im Straßenverkehr ^®). 

Die weiteren Arbeiten im Bereich der Vorschriften 
für die soziale Harmonisierung im Verkehr erfor- 
dern vor allem Maßnahmen zur Sicherstellung der 
praktischen Anwendung der Verordnung 543/69 
selbst. Diese Maßnahmen werden durch die An- 
nahme der hier vorgeschlagenen Ergänzung geför- 
dert. Sämtliche Maßnahmen sind endgültigen Cha- 
rakters und müssen so schnell wie möglich einge- 
leitet werden. 

83 - - Verordnung (oder Richtlinie) über die Bedin- 
gungen zur Berufszulassung im Verkehr^'*). 

Es handelt sich hier um eine Maßnahme mit end- 
gültigem Charakter, der die Kommission erhebliche 

21) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 106 
vom 23, Oktober 1971, S. 42 

22) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 110 
vom 18. Oktober 1972, S. 6 

23) Dok. KOM(72) 846 endg. vom 24. Juli 1972 

24) Amtsblatt der Europäisdien Gemeinschaften Nr. 254 
vom 20. Oktober 1967, .S. 3 - KOM(69) 452 endg. - 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr, C 95 
vom 21. September 1968, S. 38 


Bedeutung beimißt, und zwar aufgrund der Tat- 
sache, daß damit die Annahme der Richtlinien zur 
Niederlassungsfreiheit im Verkehrswesen ermög- 
licht werden soll; gleichzeitig sollen damit die Vor- 
bedingungen geschaffen werden für die Verwirk- 
lichung eines echten Systems der Freizügigkeit, wie 
es ins Auge gefaßt wird. 

84 . - Annäherung der Rechtsvorschriften der Mit- 

gliedstaaten über die technische Überwachung 
der Kraftfahrzeuge und Anhänger^®). 

- Harmonisierung der Brechts Vorschriften be- 
treffend die Erlaubnis zum Führen von Kraft- 
fahrzeugen ^®) 

Diese beiden Gruppen von Maßnahmen, die end- 
gültigen Charakter tragen, gehören in den Gesamt- 
rahmen der Gemeinschaftsaktion, die auf eine Ver- 
besserung der Sicherheit im Straßenverkehr abzielt, 
um die gegenseitige Anerkennung der unter' den 
beiden obengenannten Punkten erwähnten Doku- 
mente zu ermöglichen: Diese Zielsetzung ist von 
größter Bedeutung, und damit wird auch klar, wie 
dringlich es ist, daß diese beiden Vorschläge einer 
näheren Überprüfung unterzogen werden. 

85 . - Entscheidung über die Einführung eines ge- 

meinsamen Systems zur Abgeltung der Be- 
nutzung der Verkehrswege 2 ^) 

Das hier vorgeschlagene System hat endgültigen 
Charakter. Es zielt darauf ab, eine optimale Nut- 
zung der Wegeanlagen zu verwirklichen, unter dem 
Gesichtspunkt der Interessen der Allgemeinheit. Mit 
diesem Vorschlag wird gleichzeitig ein bedeutsamer 
Beitrag geleistet zur Harmonisierung der Wettbe- 
werbsbedingungen. Es muß damit gerechnet wer- 
den, daß die Untersuchung dieser Frage lange Zeit 
in Anspruch nimmt; auf jeden Fall handelt es sich 
um einen Vorschlag, der für die Endperiode von 
entscheidender Bedeutung ist. Es wäre daher ange- 
bracht, daß man diese Aufgaben mit ganz besonde- 
rer Intensität in Angriff nehmen würde. 

86. - Entscheidung zur Eröffnung von Verhandlun- 

gen über ein Abkommen zwischen der Euro- 
päischen Gemeinschaft und Drittländern im 
Hinblick auf das System, das beim grenz- 
überschreitenden Personenverkehr mit Kraft- 
omnibussen zwischen den Mitgliedstaaten 
zur Anwendung gelangen solP®). 

Diese Maßnahme ist von größtem Interesse für die 
Weiterentwicklung der Beziehungen zu Drittländern 
in einem Bereich, der bereits Gegenstand von Rege- 
lungen auf Gemeinschaftsebene war. 

c) Maßnahmen, die den Gegenstand von Unter- 
suchungen seitens der Kommission bilden wer- 
den 


25) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 119 

vom 16. November S. 1 

26) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 119 
vom 16. November 1972, S. 9 

27) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 62 
vom 22. Juni 1971, S. 19 

28) Dok. KOM(72) 1685 vom 4. Januar 1973 
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87 . - Die Kommission wird Mittel und Wege zu 

finden suchen, um das System der Verkehrs- 
statistik auszubauen in einer Weise, daß da- 
mit alle Informationen zur Verfügung gestellt 
werden können, die notwendig sind, um die 
entsprechenden Untersuchungen durchzufüh- 
ren und die notwendigen statistischen Unter- 
lagen über Angebot und Nachfrage im Ver- 
kehr zu erhalten; dies gilt insbesondere im 
Hinblick auf die Erstellung von Vorschaupro- 
jekten. 

88 . ~ Im Bereich der Infrastrukturinvestitionen und 
der Wahl der betriebstechnischen Lösungen wird 
die Kommission eine Auswertung der Ergebnisse 
der Aktion 33 COST vornehmen, und zwar parallel 
zu einer Vorschaustudie über die Entwicklung der 
Hauptverkehrsströme im Güterverkehr. Diese Ar- 
beiten sollen im Jahre 1976 abgeschlossen werden. 
Damit bekäme die Gemeinschaft die Möglichkeit, 
im Rahmen eines Gesamtorientierungsplanes für die 
großen Verkehrsverbindungen, die von Gemein- 
schaftsinteresse sind, eine harmonische Weiterent- 
wicklung des gesamten Verkehrssystems anzustre- 
ben. Die Kommission wird zur Förderung der Zu- 
sammenarbeit in diesem Bereich unter Mitwirkung 
der Mitgliedstaaten die Arbeiten zu einem Ab- 
schluß der Bewertungsmethodik bei Infrastruktur- 
projekten weiter verfolgen. 

Es wäre angebracht festzustellen, welche Instru- 
mente zur Finanzierung und zur Zusammenarbeit 
im gegebenen Augenblick erstellt werden sollen, 
damit auf diese Weise die gemeinsame Verwirk- 
lichung von solchen Projekten ermöglicht wird, die 
von Gemeinschaftsinteresse sind. 

89 . - Die Kommission wird weiterhin ihre Arbei- 
ten im Zusammenhang mit den anderen Politiken 
der Gemeinschaft sowie den anderen Gemein- 
schaftsaktionen verfolgen und diese Arbeiten wei- 
ter ausbauen. Dies gilt insbesondere im Hinblick 
auf die Forschungsarbeit zu den neuen verkehrs- 


technischen Verfahren, zum Umweltbereich, in der 
: Regionalpolitik und in der Energiepolitik. 

90 . - Die Kommission wird weiter die Probleme 
näher untersuchen, wie sie sich im Zusammenhang 
■ mit der Schaffung eines Systems der Berufsausbil- 
dung auf Gemeinschaftsebene für den Verkehr stel- 
len. 

Die Durchführung dieses Programms wird seitens 
aller Instanzen der Gemeinschaft erhebliche An- 
strengungen und die Anwendung wirkungsvoller 
Arbeitsmethoden erfordern, damit die gemeinsame 
Verkehrspolitik sowohl bei der Verfolgung der be- 
reits anerkannten Ziele als auch bei der Erschlie- 
I ßung neuer Richtungen spürbare Fortschritte erzielt. 

I Diese Fortschritte sind insbesondere notwendig: 

— um den gemeinsamen Verkehrsmarkt zu errich- 
i ten, indem vor allem die Maßnahmen zur Her- 
stellung der Freizügigkeit der Dienstleistungen 

j im Verkehr im Rahmen eines gesunden Wett- 
I bewerbs beschleunigt werden; 

I — um ein gemeinschaftliches Verkehrswegenetz 
i einzurichten, indem ein Leitschema aus der 
Gegenüberstellung der nationalen Infrastruktur- 
investitionsprogramme entwickelt und ein Ver- 
fahren für die Erhebung der Kosten der Wege- 
1 nutzung angenommen wird; 

— um die Zusammenarbeit zwischen Verkehrs- 
I trägem und Verkehrsnetzen sowie deren wech- 
selseitige Ergänzung zu begünstigen. 

Das so gebildete gemeinschaftliche Verkehrssystem 
wird zur Verwirklichung der Ziele der Gipfelkon- 
ferenz von Paris beitragen, die die Notwendigkeit 
einer Wirtschafts- und Währungsunion unterstrichen 
hat. In diesem Sinne muß die Verkehrspolitik wie 
andere Strukturpolitiken als Faktor des sozialen 
Fortschritts zum Wirtschaftswachstum sowie zur 
Verbesserung der interregionalen Anpassungspro- 
zesse und somit zur stetigen Besserung der Lebens- 
bedingungen beitragen. 
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